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Verordnung über die Erhebung von Gebühren im Umweltschutz 
(Umweltschutzgebührenordnung - UGebO) 

Vom 11. November 2008 

Vom 11. November 2008, GVBl. S. 417, 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 1. Februar 2022, GVBl. S. 56 
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§ 1 
Gebührenerhebung 

 (1) Für Amtshandlungen in den Bereichen Immissionsschutz, Abfallentsorgung, Strahlenschutz, 
Gewässerschutz, Natur- und Landschaftsschutz, Boden- und Grundwasserschutz, Treibhausgasemissionen 
einschließlich der dazu vorgesehenen Umweltberichterstattung sowie Schornsteinfegerwesen werden Gebühren 
nach dieser Gebührenordnung und dem anliegenden Gebührenverzeichnis erhoben. 

(2) Die Vorschriften der Verwaltungsgebührenordnung, Gesundheitsgebührenordnung und der 
Pflanzenschutzgebührenordnung bleiben hiervon unberührt. 

 

§ 2 
Persönliche Gebührenbefreiung 

 (1) Von der Zahlung einer Verwaltungsgebühr sind befreit 

1. die Behörden und nichtrechtsfähigen Anstalten des Bundes, der Länder, der Gemeinden und der 
Gemeindeverbände, 

2. die Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, 

3. die Kirchen, Religionsgemeinschaften und Weltanschauungsgemeinschaften, sofern sie die 
Rechtsstellung einer Körperschaft des öffentlichen Rechts haben und durch die Amtshandlung 
unmittelbar die Durchführung kirchlicher, religiöser oder weltanschaulicher Zwecke gefördert wird, 

4. die Einrichtungen, die als gemeinnützig, mildtätig oder kirchlichen Zwecken dienend im Sinne der 
Abgabenordnung anerkannt sind, wenn die Amtshandlung unmittelbar der Durchführung 
gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke dient. 

 (2) Absatz 1 gilt nicht für 

1. Sondervermögen und Betriebe, die einen Wirtschaftsplan aufstellen, sowie für gleichartig 
erwerbswirtschaftlich ausgerichtete Einrichtungen juristischer Personen des öffentlichen Rechts, 

2. Kreditinstitute im Sinne des Gesetzes über das Kreditwesen. 

 

§ 3 
Rahmengebühr 

Bei Amtshandlungen, für die in dem Gebührenverzeichnis ein Rahmen festgelegt ist, ist die Gebühr zu bemessen 

1. nach der Bedeutung des Gegenstands und dem wirtschaftlichen Nutzen für die Beteiligten, 
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2. nach dem Umfang der Amtshandlung und den Schwierigkeiten, die sich bei der Durchführung der 
Amtshandlung ergeben, soweit sich aus § 8 Absatz 6 des Gesetzes über Gebühren und Beiträge nichts 
anderes ergibt. 

 

§ 4 
Gebühren nach dem Wert des Gegenstandes 

Soweit die Gebühr nach dem Wert des Gegenstandes berechnet wird, ist der Wert einschließlich Umsatzsteuer 
zur Zeit der Beendigung der Amtshandlung maßgebend. Der Wert ist vom Gebührenschuldner nachzuweisen; 
wird der Nachweis nicht erbracht, ist der Wert zu schätzen. 

 

§ 5 
Gebühren bei Ablehnung oder Zurücknahme eines Antrages 

 (1) Wird der Antrag auf Vornahme einer Amtshandlung abgelehnt, so werden ein Zehntel bis fünf Zehntel der 
vollen Gebühr erhoben. Die Gebühr ist zu erstatten oder auf die für die begehrte Amtshandlung zu zahlende 
Gebühr anzurechnen, wenn die Ablehnung im Widerspruchs- oder Verwaltungsgerichtsverfahren aufgehoben 
wird. Wird der Antrag auf Vornahme einer Amtshandlung zurückgenommen, so werden ein Zehntel bis fünf 
Zehntel der vollen Gebühr erhoben, wenn mit der sachlichen Bearbeitung begonnen worden, die Amtshandlung 
aber noch nicht abgeschlossen ist. Für die Bemessung der Gebühr gilt § 3 entsprechend. 

(2) Bei Gebühren nach dem Wert des Gegenstands oder bei Rahmengebühren ist von der Gebühr auszugehen, 
die bei Vornahme der Amtshandlung festzusetzen wäre. 

(3) Wird der Antrag wegen Unzuständigkeit abgelehnt, ist eine Gebühr nicht zu erheben. 

 

§ 6 
Übergangsregelung 

Bei Amtshandlungen, die einen Antrag voraussetzen, sind die bei Antragstellung geltenden Vorschriften 
anzuwenden, soweit sie für den Gebührenschuldner günstiger sind. Im Übrigen richtet sich die 
Gebührenerhebung nach den Vorschriften, die bei Vollendung der Amtshandlung gelten. 

 

§ 7 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Umweltschutzgebührenordnung vom 1. Juli 1988 (GVBl. S. 1132), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 12. März 2008 (GVBl. S. 75), außer Kraft. 

 

Berlin, den 11. November 2008 
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Auszug aus der Anlage  
(nur Tarifstellen/Gebühren entsprechend der Amtshandlungen der SBB) 

Zu § 1 Absatz 1 Umweltschutzgebührenordnung 

 

 

Inhaltsübersicht des Gebührenverzeichnisses 

Vorbemerkungen 

  Tarifstellen 

I. Allgemeines ab 1000 

II. Immissionsschutz ab 2000 

III. Abfallentsorgung ab 3000 

IV. Strahlenschutz ab 4000 

V Gewässerschutz ab 5000 

VI. Naturschutz, Landschaftspflege, Grünordnung, Forst- und Jagdwesen ab 6000 

VII. Boden- und Grundwasserschutz ab 7000 

VIII. Schornsteinfegerwesen  

 

 

Vorbemerkungen 

Nachstehende Vorbemerkungen gelten für alle Tarifstellen, soweit in den dortigen Anmerkungen hierauf 
verwiesen wird. 

1. In den Gebührensätzen für Messungen, Ortsbesichtigungen und Probenahmen sind alle anfallenden 
Kosten für die jeweilige Amtshandlung enthalten. Dies können im Einzelfall insbesondere 
Materialkosten, Fahrtkosten, Vornahme von Messungen, Einsatz des Messpersonals, Verhandlungen 
mit Dritten, Überprüfungen vor Ort, Auswertung von Messergebnissen, Erstellung von Gutachten, 
Anfertigen von Messdiagrammen oder Gerätebenutzung sein, auch wenn sie bei amtshilfeleistenden 
Verwaltungen entstehen. 

2. Die für die Berechnung der Gebühren maßgeblichen Kosten umfassen sämtliche Anschaffungs- und 
Herstellungskosten einschließlich der Mehrwertsteuer. Für Eigenleistungen ist der Kostenbetrag 
anzusetzen, der für eine entsprechende Unternehmerleistung aufzubringen wäre. 
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Gebühren nach folgenden Tarifstellen werden von der SBB erhoben. 
Es handelt sich hierbei um einen Auszug aus der Anlage der aktuellen Berliner Verordnung über die 
Erhebung von Gebühren im Umweltschutz (Umweltschutzgebührenordnung - UGebO)  
 

 

Tarifstelle Gegenstand Gebühr EUR 

3013a Entscheidungen zu einer Erlaubnis nach § 54 des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes in Verbindung mit der Anzeige- und 
Erlaubnisverordnung 

1. Erteilung einer Erlaubnis 

2. Änderung einer Erlaubnis 

3. Widerruf einer Erlaubnis 

4. Anordnung nach § 6 der Anzeige- und Erlaubnisverordnung 

5. Anordnung nach § 12 der Anzeige- und Erlaubnisverordnung 

 
 
 

100 – 5.000 

100 – 5.000 

200 – 1.500 

50 - 150 

250 

3013b Entscheidungen zu einer Anzeige nach § 53 des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes in Verbindung mit der Anzeige- und 
Erlaubnisverordnung 

1. Bestätigung einer Anzeige 

2. Anordnung nach § 4 Absatz 5 der Anzeige- und 
Erlaubnisverordnung 

3. Untersagungsanordnung nach § 53 Absatz 3 des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes 

 
 
 

50 - 500 

250 
 

200 – 1.500 

3013c Aufforderung zur Vorlage oder Ergänzung einer Anzeige gemäß § 53 
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes oder einer Erlaubnis gemäß § 54 des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes (§ 5 Absatz 3, § 7 Absatz 1 und 4, § 9 
Absatz 4 und § 10 Absatz 2 der Anzeige- und Erlaubnisverordnung) 

50 – 500 

3019 Gebühren nach der Verordnung (EG) Nummer 1013/2006 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom (14. Juni 2006) über die 
Verbringung von Abfällen in Verbindung mit dem 
Abfallverbringungsgesetz 

1. Entscheidung über eine Einzel- oder Sammelnotifizierung oder 
eine Zustimmung nach den Artikeln 4 bis 17, 35, 38, 41, 42, 43 
und 46 der Verordnung (EG) Nummer 1013/2006 

2. Widerruf einer Zustimmung zu einer grenzüberschreitenden 
Abfallverbringung auf Grund der Verordnung (EG) Nummer 
1013/2006 

3. Überwachungsmaßnahmen (z. B. Entnahme und Untersuchung 
von Proben) nach Artikel 50 der Verordnung (EG) Nummer 
1013/2006 in Verbindung mit den §§ 11 und 12 des 
Abfallverbringungsgesetzes, soweit sie durch einen Verstoß des 
Notifizierenden gegen bestehende Rechtsvorschriften oder 
behördliche Entscheidungen veranlasst waren 

4. Anordnungen nach § 13 des Abfallverbringungsgesetzes 

5. Sonstige Amtshandlungen nach dem Abfallverbringungsgesetz 
in Verbindung mit der Verordnung (EG) Nummer 1013/2006 für 
die keine andere, insbesondere auch keine bundesrechtliche 
Tarifstelle vorgesehen ist 

 
 
 
 

100 – 15.000 
 
 

100 – 15.000 
 
 

100 – 4.000 
 
 
 
 
 

100 – 4.000 

25 – 2.000 

3029 Anordnungen gemäß § 62 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 50 – 2.000 

3070 Zulassung von Ausnahmen nach Artikel 7 Absatz 4 Buchstabe b der 
Verordnung (EU) 2019/1021  

50 – 1.500 

 


